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o h n u n g s u n t e r n e h m e n  in Berlin 

OBAG - Gemeinnützige Wohnungsbau-Aktiengesellschaft, Degewo - Deutsche Gesellschaft zur Förderung des Woh- 
nungsbaus. An manchem Haus in Berlin sind diese Schriftzüge zu lesen, mit ihren karitativ klingenden Langnamen. Tatsäch- 

nen Wohnungsbaugesellschaften Berlins zurzeit kaum mehr mit Wohltätigkeit in Verbin 
n oder Verkaufen. Man h t sich daran gewöhnt - ein Wohnungsunternehmen verkauft, 

ohnungen veräußert. 

ennoch ist jüngst ein 
unsicherung spürbar geworden. Die 
Wohnungsbaugesellschaften machen 

Schlagzeilen und die Arbeitsgruppe der SPD- 
Fraktion für Bauen und Wohnen gab etne kühn 
anmutende Forderung bekannt: keine weite- 

n Verkäufe von landeseigenen Wohnungen 
konzept vorliegt, wie 
esellschaften weiter 
Die Aufregung war 

entstanden, weil die WBM Wohnungsbauge- 
sellschaft Mitte rund 15.500 Wohnungen in 
bester Lage abstoßen wollte, um das Unter- 
nehmen vor der Insolvenz zu bewahren. Erst 
zum Jahreswechsel hatte die Degewo 3.858 

n veräußert - und die Wohnungs- 
adt und Land plant den Ver- 

kauf von 1.800 Wohnungen. Ein schleichender 

nung zeichnet sich ab. 

„Es geht darum, ob ein Segment 
ngsmarktes in der 
Hand verbleibt, mit 

dem man Politik machen kann", 
sagt Bernd Schimmler, Sprecher 
der SPD-Fraktion für Bau- und 
Wohnungspolitik. „Wirsind im Be- 
griff, eine kritische Masse an Woh- 
nungen zu unterschreiten, mit der 

n noch in der Lage ist, politisch 
handeln." Er hat unter ande- 

rem den Vorstoß seiner Fraktion 
mit auf den Weg gebracht. Bei 15 

r Berliner Wohnungen, 
darauf hat sich die SPD im Berli- 

nen unterstützen, mit einer konzeptionellen 
Zielstellung. Bis Ende des Jahres soll der rot-ro- 
te Senat ein Cesamtkonzept für Berlins landes- 
eigene Wohnungsbaugesellschaften vorlegen. 
Diese Aufgaben haben StadtenhnJic 
natorin lngeborg Junge-Reyer und Finanzsena- 
tor Thilo Sarrazin (beide SPD) übernommen. 
Bevor das Konzept nicht vorliegt, dürfen keine 
Wohnungen mehr verkauft werden, so Vize-Se- 
natssprecher Cünter Kolodziej. Die Senatoren, 
die in den Aufsichtsräten der Wohnungsbau- 
gesellschaften Mitglied sind, wurden angewie- 
sen, diese Linie einzuhalten und in den Cremi- 
en darauf zu achten. Fraglich aber, ob und wie 
dies möglich ist. 

Die Probleme nämlich, vor denen die kommu- 
nale Wohnungswirtschaft steht, sind vertrackt, 

sind grundsätzlichen politischen Richtungsent- 
scheidungen geschuldet, die bereits vor Jahren 
getroffen wurden. Es bedürfte nahezu eine Qua- 
dratur des Kreises, um sie wieder aufzulösen. 

Die Idee, jenseits der frei 
Wohnraum zur Verfügung stellen, geht auf 
die Erfahrung zurück, dass der freie Markt in 
verschiedenen Situationen daran scheiterte, 
den Bedarf an Wohnungen zu decken. Als 
große geschichtliche Ereignisse zeigten das 
Wohnungselend des späten 19. Jahrhunderts 
und die Wohnungsnot nach dem zweiten Welt- 
krieg solch ein Marktversagen - zumal wenn 
es um menschenwürdige Wohnverhältnisse für 
särmere Bevölkerungsschichten ging. Es war 
daher von jeher eine politische Entscheidung, 
einen Teil des Wohnungsmarktes in öffentlicher 

Wand zu halten, um lenkend ein- 
greifen zu können. Der öffentliche 
Auftrag der kommunalen Woh- 
nungswirtschaft „breite Schich- 
ten der Bevölkerung mit Wohn- 
raum zu versorgen" ist daher im 
Zweiten Wohnungsbaugesetz der 
alten BRD festgelegt worden, und 
bewusst allgemein gehalten. Da- 
bei war eines klar: Das die öffent- 
liche Wohnungswirtschaft mit öf- 
fentlichen Geldern subventioniert 
werden muss. 

lm wiedewereinigten Deutsch- 
land aber kam es zu einem fol- 
genreichen Paradigmenwechsel. 
In Berlin war es Mitte der neunzi- 
ger Jahre Finanzsenatorin Annet- 
te Fugmann-Heesing (SPD), die 
den Kurswechsel forcierte. Hatte 
die kommunale Wohnungswirt- 

danach erstmalig Dividenden 



„Man braucht sich nicht zu wundern, wenn die 

ngen aus den Bürden 

en und am Haus des Lehrers schwer 
e in ihren Ceschäfts- 
ichkeiten infolge der 

Welt, 15.2.2006). Aus der WBM seien zwi- 

urs tatsächlich aufhal- 
ten, bedürfte es nicht weniger als einer Um- 
kehrung dieser Politik. „Tatsächlich müsste 

n in einzelnen Fällen den Wohnungsun- 
ternehmen Geld aus der Landeskasse zuschie- 

bzuziehen'" urteilt Jürgen 
hier wird das Problem lie- 
ch auf einen verbindlichen 

gemeinsamen politischen Kurs zur Zukunft 
der landeseigenen 

noch geschätzte zwei bis drei Milliarden Eu- 
ro Vermögen an landeseigenen Immobilien 
hält? Wie soll man da noch weitere Zufinan- 

der Landeskasse rechtferti- 
mmt, dass der Finanzsenator 

ideologischer Gegenspieler jener Kräfte sei- 
ner Fraktion ist, die die landeseigene 
nungswirtschaft erhalten will, „Die Quo 
landeseignen Wirtschaft zu senken, ist auch 
politischer Wille", sagt Sarrazin. Die Macht 
des Faktischen spielt ihm in die Hände. Be- 
reits die Senatsentscheidung, keine weiteren 
Wohnungsverkäufe zuzulassen, bevor das 
viel beschworene Cesamtkonzept vorliegt, ist 

roßen Einschrankungen verbunden, 
dass es praktisch kaum greift. Unternehmen 
dürfen nämlich trotz des ,,Verkauf~stopps" 
Bestände veräußern, wenn sie dies mit drin- 
gendem ökonomischen Handlungsbedarf be- 
gründen können. So wird sich etwa die WBM 
zunachst von 3.000 Wohnungen trennen. Die 
Betonung liegt auf „zunächstu. 

Es bedarf in Berlin einer politischen Crund- 
saLzentscheidung über die Zukunft der lan- 

Samte kommunale Wohnungswirtschaft an 
einen amerikanischen Investor zu verkaufen, 
um die städtischen Schulden zu tilgen. Denn 

n Begehrlichkeiten: Das 
randenburg Limited er- 
kommenden Jahren für 

über eine Milliarde Euro Berliner 
kaufen. Doch nur wo ein Verkäufer ist, wird 

rrazin kündigte an, 
kauf wie in Dresden 

„Ich halte es für überfällig, dass das Land 
Berlin endlich darüber nachdenkt, wozu es 
landeseigene Wohnungsunternehmen be- 


